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Fraktionsvorsitzende 
der Union zu Gesprächen 

in Brüssel 
Die Vorsitzenden der Fraktionen von CDU und 
CSU in den Landtagen, im Bundestag und im 
Europäischen Parlament sind zu ihrer jährlichen 
Tagung in Brüssel zusammengekommen. Auf 
Einladung des Vorsitzenden der EVP-ED-Frak- 
tion, Hans-Gert Pöttering, führten die Fraktions- 
vorsitzenden Gespräche mit deutschen und eu- 
ropäischen Spitzenpolitikern über die bevorste- 
hende deutsche EU-Ratspräsidentschaft. 
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FRAKTIONSVORSITZENDENKONFERENZ 

ERFOLGREICHER   DIALOG   FORTGEFüHRT: 

CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende aus 
Bund und Ländern tagten in Brüssel 

Is „fruchtbar" und „sinnvoll" haben 
die Vorsitzenden der CDU/CSU- 

Gruppe im Europäischen Parlament, 
Werner Langen (CDU) und Markus 
Ferber (CSU), die diesjährige Tagung 
der Unions-Fraktionsvorsitzenden von 
Bund und Ländern in Brüssel bezeich- 
net. Auf Einladung des Vorsitzenden 
der EVP-ED-Fraktion, Hans-Gert Pötte- 
ring, und der Deutschen Gruppe konn- 
te ein reger Meinungsaustausch mit 
dem CSU-Vorsitzenden, Ministerpräsi- 
dent Edmund Stoiber, dem deutschen 
EU-Kommissar und Vizepräsidenten, 
Günther Verheugen, sowie mit Kom- 
missionspräsident Jose Manuel Barro- 
so geführt werden. In allen Gesprächen 
ging es um die Vorbereitung der deut- 
schen Ratspräsidentschaft im 1. Halb- 
jahr 2007 sowie um die anstehenden 
politischen Schwerpunkte der Europäi- 
schen Union im nächsten Jahr. Darü- 
ber hinaus diskutierten der CDU-Gene- 
ralsekretär, Ronald Pofalla, und die 
Fraktionsvorsitzenden mit den Vertre- 
tern der CDU/CSU-Gruppe über die 
künftige Medienordnung, die Energie- 
politik, den Stand des Verfassungsver- 
trags sowie über die neue europäische 
Chemikalienpolitik REACH. 

„Der kontinuierliche Meinungsaus- 
tausch zwischen der nationalen und der 
Länderebene mit wichtigen europäi- 
schen Gesprächspartnern bringt für 
beide Seiten erhebliche Vorteile. Die 

Fraktionsvorsitzenden aus den Län- 
dern erhalten die Gelegenheit, sich 
über aktuelle europäische Fragen zu 
informieren und gleichzeitig ihre Anlie- 
gen kompetent vorzutragen. Die eu- 
ropäische Ebene kann diese regel- 
mäßigen Gespräche, die seit einigen 
Jahren durchgeführt werden, nutzen, 
um aus ihrer Sicht auf europäische 
Entwicklungen, Problemstellungen und 
Lösungswege hinzuweisen", erklärten 
Langen und Ferber. 

Insbesondere in den Gesprächen 
mit Barroso und Verheugen wurden zu- 
dem Fragen der künftigen Energiepoli- 
tik, einer besseren europäischen Ge- 
setzgebung und zur Zukunft der Eu- 
ropäischen Union, auch im Hinblick auf 
die Grenzen der EU, diskutiert. Im Rah- 
men des Gesprächs mit Günther Ver- 
heugen beanstandeten die Unionspoli- 
tiker, dass die Umsetzung der Vogel- 
schutzrichtlinie und der FFH-Richtlinie 
zu gewaltigen bürokratischen Behinde- 
rungen in Deutschland führe. Die CDU/ 
CSU-Gruppe und Verheugen sagten des- 
halb zu, eine erneute Initiative zur Über- 
prüfung dieser Richtlinien zu starten. 
Heftig diskutiert wurde auch über die 
beabsichtigte Verschärfung der Zulas- 
sungsbedingungen für Lotteriespiele in 
Deutschland und die dadurch aufgewor- 
fenen europäischen Fragestellungen 
im Zusammenhang mit dem EU-Bin- 
nenmarkt und der Wettbewerbspolitik. 
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EU   -   TüRKEI 

ELMAR   BROK: 

Kommissionsempfehlung 
zur Türkei ist zuwenig 

KEINE   WEITEREN    V E R H A N D L U N G S K A P I T E L    ERÖFFNEN 

Elmar Brok MdEP 

Scharf kritisiert hat 
der CDU-Europaab- 

geordnete Elmar Brok, 
Vorsitzender des Aus- 
wärtigen Ausschusses, 
die heutige Kommissi- 
onsempfehlung zum 
weiteren Verfahren in 
den laufenden Beitritts- 
verhandlungen mit der 
Türkei. „Sowohl die am- 
tierende Ratspräsident- 
schaft als auch die 
Kommission haben ein- 
gestanden, dass die Suche nach ei- 
ner Lösung in der Frage des Ankara- 
Protokolls zur Zollunion an der Un- 
nachgiebigkeit der Türkei gescheitert 
ist. Es reicht aber nicht aus, wenn die 
Kommission jetzt als einzige Konse- 
quenz daraus lediglich empfiehlt, die 
handeis- und zollrelevanten Verhand- 
lungskapitel auszusetzen", erklärte 
Brok in Brüssel. „Es darf deshalb kein 
neues Verhandlungskapitel mehr 
geöffnet werden, bevor die Türkei 
nicht ihren rechtlichen Verpflichtun- 
gen nachgekommen ist". 

Brok erneuerte in diesem Zusam- 
menhang seine Kritik an der EU-Kom- 
mission insgesamt und an EU-Erwei- 
terungskommissar Olli Rehn im Be- 
sonderen, die sich ganz offensicht- 
lich nur noch als verlängerten Arm 

des Rates verstünden: 
„Die Kommission hat 
einen klaren Gestal- 
tungsauftrag. Das be- 
deutet auch, dass sie 
nicht zum bloßen Exe- 
kutivorgan des Rates 
herabsinken darf. Ge- 
nau dies ist aber der- 
zeit der Fall". Die Kom- 
mission schade damit 
nicht nur dem Ansehen 
und der Glaubwürdig- 

keit der EU in der euro- 
päischen Öffentlichkeit, sondern 
schwäche durch ihr passives Verhal- 
ten auch ganz entscheidend die Ver- 
handlungsposition der Union gegen- 
über der Türkei. 

Die türkische Seite verstehe aber 
nur eine klare Sprache. „Premiermi- 
nister Erdogan ist ein geschickter 
Taktiker. Er wird das wachsweiche 
Verhalten von Kommission und Rat 
bei den laufenden Beitrittsverhand- 
lungen als Schwäche verstehen und 
in seinem Sinne umzumünzen wis- 
sen. Solange sich Rat und Kommis- 
sion nicht endlich zu einer vollständi- 
gen Aussetzung der Verhandlungen 
durchringen können, wird Ankara 
deshalb auch in der Zypernfrage kei- 
nen Millimeter nachgeben", warnte 
Brok abschließend. 
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EU-FORSCHUNGSFöRDERUNG 

ANGELIKA   NIEBLER: 

Europaparlament verbessert 
EU-Forschungsförderung 

EUROPAPARLAMENT BILLIGT  FORSCHUNGSRAHMENPROGRAMM  2007-2013 

n der EU-Forschungs- 
förderung werden künf- 

tig neue Akzente gesetzt. 
Das Europäische Parla- 
ment billigte in zweiter 
Lesung das so genannte 
Siebte Forschungsrah- 
menprogramm. Damit 
wird die europäische 
Forschungspolitik 2007 
bis 2013 festgelegt. Das 
Budget beträgt insge- 
samt 54 Milliarden Euro. 

Die wesentliche Neue- 
rung des künftigen Programms ist die 
Einrichtung des Europäischen For- 
schungsrates (EFR). Er soll nach dem 
Vorbild der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft gezielt die Grundlagenfor- 
schung in der EU unterstützen. „Das ist 
ein wichtiger Schritt für die Spitzenfor- 
schung in Europa", sagte die CSU-Euro- 
paabgeordnete Angelika Niebler, die als 
Berichterstatterin für den Forschungsrat 
zuständig war. „Nahezu alle bahnbre- 
chenden Erfindungen beruhen auf Er- 
kenntnissen der Grundlagenforschung." 

Dem Parlament ist es gelungen, dem 
Forschungsrat ein hohes Maß an Auto- 
nomie zu garantieren. Im EFR werden 
ausgewählte Forscher im wissenschaft- 
lichen Beirat selbst über die Förde- 
rung vielversprechender Spitzenpro- 
jekte entscheiden. Die Arbeit des For- 

Angelika Niebler MdEP 

schungsrates wird zu- 
dem transparenter sein 
als von der Kommission 
ursprünglich vorgeschla- 
gen. So setzte das Par- 
lament durch, dass die 
Amtszeit der Mitglieder 
des wissenschaftlichen 
Beirates durch ein Ro- 
tationssystem begrenzt 
wird. Ebenfalls klar be- 
grenzt werden die Ver- 
waltungsausgaben. „Wir 

konnten mit der Decke- 
lung von fünf Prozent des Budgets erst- 
malig einen maximalen Kostenrahmen 
fixieren", sagte die CSU-Europaabge- 
ordnete. „Das ist ein Erfolg des Parla- 
ments. Es ist besser, wenn das Geld in 
die Forschung und nicht in die Verwal- 
tung geht." 

Wichtig war dem Parlament auch, die 
Entscheidung über die endgültige Struk- 
tur des Forschungsrates erst nach einer 
Testphase zu treffen. Bis 2010 werden 
die Erfahrungen mit dem ERC einer 
unabhängigen Bewertung unterworfen 
werden. Erst danach fällen Rat und Par- 
lament gemeinsam die Entscheidung. 

Der Rat muss der Vereinbarung jetzt 
noch zustimmen, was als Formsache 
gilt. Das neue Forschungsrahmenpro- 
gramm kann dann zum 1. Januar 2007 
in Kraft treten. 
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EIN   JAHR   MERKEL 

WERNER   LANGEN   UND   MARKUS   FERBER: 

Ein Jahr Bundeskanzlerin Merkel: 
Positive Bilanz für Europa 

DEUTSCHLAND  WIEDER  TREIBENDE  KRAFT  IN  DER  EU 

as erste Regierungs- 
jahr von Angela Mer- 

kel ist ein europapoli- 
tischer Erfolg. „Unter der 
Führung der Bundeskanz- 
lerin ist Deutschland wie- 
der zur treibenden Kraft 
in der EU geworden. Wir 
sind wieder respektierter 
Partner und aktiver Ge- 
stalter", sagten der Vor- 
sitzende und der Co-Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
Gruppe im Europäischen 
Parlament, Werner Lan- 
gen und Markus Ferber. 

Angela Merkel spielt 
auf der europäischen Büh- 
ne eine überzeugende Rol- 
le. „Die Bundeskanzlerin 
beeindruckt durch Sachverstand 
und Fingerspitzengefühl. Man merkt, 
welch zentrale Bedeutung sie einer 
erfolgreichen Europapolitik zumisst. 
Dazu gehört auch, dass es nach 
jahrelanger Auseinandersetzung mit 
Brüssel jetzt wieder eine nachhalti- 
ge Haushaltspolitik in Berlin gibt. 
Die Einhaltung des Stabilitätspak- 
tes ist für seinen Erfinder Deutsch- 
land sehr wichtig, stärkt das Ver- 
trauen in den Euro und bringt not- 
wendigen politischen Gestaltungs- 
spielraum zurück." 

Werner Langen MdEP, Markus Ferber MdEP 
und Bundeskanzlerin Angela Merkel 

Mit der deutschen EU-Ratspräsi- 
dentschaft kommen zwei zentrale 
Themen auf die Tagesordnung. „Ohne 
eine sichere Energieversorgung kann 
Europa nicht leben. Damit werden 
sich Deutschland und die EU-Part- 
ner intensiv befassen. Für die Wett- 
bewerbsfähigkeit der europäischen 
Wirtschaft sind Fortschritte bei der 
besseren Rechtsetzung notwendig. 
Das Thema Bürokratieabbau hat sich 
die Bundesregierung auf die Fahnen 
geschrieben", sagten Langen und 
Ferber. 
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kurz & bündig 
AKTUELLES AUS  DER  EVP-ED-FRAKTION 

Debatte über Situation im Nahen Osten 
Der Konflikt im Nahen Osten hat 

auch das Europäische Parlament be- 
schäftigt. Bei einer Debatte gemein- 
sam mit Vertretern der Europäischen 
Kommission und des Ministerrates 
sagte der Vorsitzende der EVP-ED-Frak- 
tion im Europäischen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering (CDU): „Die Situation 
ist gefährlich, weil sie von einer ständi- 
gen Eskalation zwischen den gegneri- 
schen Parteien begleitet ist, weil eine 
zunehmende Einflussnahme auswärti- 
ger Mächte - wie Syrien oder dem Iran - 
besteht." Pöttering betonte, eine mi- 
litärische Lösung werde es für den Kon- 
flikt zwischen Palästinensern und Isra- 
elis nicht geben. 

EVP-ED-Fraktion begrüßt Einigung zur 
Dienstleistungsrichtlinie 
Starken Zuspruch in der EVP-ED- 

Fraktion hat die Einigung zur Dienstleis- 
tungsrichtlinie bekommen. Auf der 
Plenartagung in Straßburg im Novem- 
ber hat das Europäische Parlament 
dem umstrittenen Gesetzgebungsvor- 
haben zugestimmt. Auch die für den 
Themenbereich zuständige stellvertre- 
tende Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion, 
Marianne Thyssen (Belgien) und der 
Koordinator der EVP-ED-Fraktion für den 
Binnenmarktausschuss, Malcolm Har- 
bour (Großbritannien) unterstützten 
den zuvor ausgehandelten Kompro- 
miss. Beide bezeichneten die Einigung 
als „eine gute Balance" zwischen der 

Öffnung der Dienstleistungsmärkte und 
den berechtigten Schutzinteressen der 
Arbeitnehmer und Verbraucher. Mit der 
Richtlinie soll es für Dienstleister einfa- 
cher werden, Aufträge in anderen EU- 
Staaten anzunehmen. 

Bessere parlamentarische Kontrolle 
der WTO verlangt 
Für mehr Transparenz bei den Ver- 

handlungen im Rahmen der Welthan- 
delsorganisation WTO hat sich der Ko- 
ordinator der EVP-ED-Fraktion im Aus- 
schuss für Internationalen Handel des 
Europäischen Parlaments, Robert 
Sturdy (Großbritannien) ausgespro- 
chen. Sturdy forderte dazu eine besse- 
re Einbindung der Parlamente in die in- 
ternationalen Handelsverhandlungen. 
Dies sei vor allem in Bezug auf die 
Doha-Runde wichtig, sagte Sturdy am 
Rande des parlamentarischen Treffens 
der WTO in Genf. 

Bessere Zusammenarbeit der Ostsee- 
Anreinerstaaten 
Neue Maßnahmen zum Schulz der 

Ostsee unterbreitet ein jetzt vom Eu- 
ropäischen Parlament beschlossener 
Bericht. Der von EVP-ED-Mitglied Alex- 
ander Stubb (Finnland) erarbeitete Be- 
richt setzt sich unter anderem für ein 
jährliches Gipfeltreffen der Ostsee-An- 
reinerstaaten ein. Der Bericht betont 
unter anderem, dass die Fischbestände 
in der Ostseeregion geschützt und auf- 
gestockt werden müssen. Die Kommis- 
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sion wird aufgefordert, einen umfassen- 
den Plan zu erstellen, um die Natur- 
lachsbestände im Wassersystem der 
Ostsee durch die Nutzung aller Laich- 
flüsse zu erhalten und wiederherzustel- 
len. Der Bericht widmet sich aber nicht 
nur dem Schutz von Natur und Umwelt. 
Auch die wirtschaftliche und politische 
Zusammenarbeit der Ostseeländer soll 
verbessert werden. Dazu wird auch der 
prioritäre Ausbau der „Via-Baltica-Auto- 
bahn" mit EU-Mitteln gefordert. 

Mehr Religionsfreiheit in China 
Mehr Religionsfreiheit in China ha- 

ben die beiden EVP-ED-Abgeordneten 
Simon Coveney (Irland) und Edward 
McMillan-Scott (Großbritannien) gefor- 
dert. Ein von ihnen zu diesem Thema 
organisiertes Seminar im Europäischen 
Parlament beschäftigte sich auch mit 
der Unterdrückung von Mitgliedern der 
Falun Gong Sekte. Dazu sprach unter 
anderem der für den pazifischen Raum 
zuständige Staatssekretär im kanadi- 
schen Außenministerium, David Kil- 
gour. Zudem waren Vertreter verschie- 
dener Religionsgruppen, neben Chri- 
sten auch Muslime und Buddhisten, 
anwesend. Coveney: „Die Europäische 
Union entwickelt engere politische und 
wirtschaftliche Beziehungen zu China. 
Dabei dürfen wir nicht davor zurück- 
schrecken, Fragen zu den Menschen- 
rechten zu stellen". 

Europaabgeordnete treffen Parlamen- 
tarier aus den Mittelmeerstaaten 
Die Beziehungen der Europäischen 

Union zu den Mittelmeerstaaten war 
Thema eines Treffens Anfang Dezem- 
ber zwischen Europaabgeordneten und 
Parlamentariern unter anderem aus 
Ägypten, Algerien, Israel, Jordanien, Li- 
banon, Marokko, Syrien, Tunesien und 
der Türkei. Die Sitzung im Rahmen der 
für die Beziehungen zwischen Europa 
und den Mittelmeerstaaten zuständi- 
gen Euromed-Versammlung wurde er- 
öffnet durch den stellvertretenden Vor- 
sitzenden der EVP-ED-Fraktion, Vito 
Bonsignore (Italien), den Präsidenten 
des jordanischen Unterhauses, Abdel 
Hadi Majali sowie Dr. Hardy Ostry von 
der Konrad-Adenauer-Stiftung. Thema 
war auch der Friedensprozess im Na- 
hen Osten. „Die Basis für den Frieden 
im Nahen Osten ist eine Garantie so- 
wohl für Israel als auch einen palästi- 
nensischen Staat, in sicheren Grenzen 
leben zu können. Anders als Diploma- 
ten handeln Abgeordnete ohne Befeh- 
le einer Regierung. Ein solches Treffen 
von Abgeordneten aus Europa und den 
Staaten des Mittelmeers kann des- 
halb helfen, neue Lösungsansätze für 
den Nahostkonflikt zu finden", so Bon- 
signore. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
Iboehm @europarl. eu. int 
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UNION   IN   EUROPA 

Frohe Weihnachten und 
ein gesegnetes neues Jahr 

DIE  CDU/CSU-GRUPPE  IN  DER  EVP-ED-FRAKTION 

IM  EUROPäISCHEN  PARLAMENT 

WüNSCHT ALLEN  LESERINNEN  UND LESERN 

EIN FROHES UND GESEGNETES WEIHNACHTSFEST 

UND EIN  ERFOLGREICHES JAHR 2007. 

„Union in Europa" erscheint ab Januar als E-Mail-Newsletter 

Ab Januar 2007 wird die CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament ihr 
Informationsangebot um einen elektronischen Newsletter erweitern. Unter 
dem Ihnen bekannten Titel „Union in Europa" (UiE) wird dieser Newsletter 
mit rund 20 Ausgaben im Jahr erscheinen und den gedruckten Informa- 
tionsdienst ablösen. 

Neben der aktuellen Berichterstattung aus dem Europäischen Parla- 
ment wird der neue UiE-Newsletter über wichtige europapolitische Themen 
informieren. Mit diesem modernen Online-Kommunikationsinstrument wer- 
den Sie noch schneller informiert, da durch den E-Mail-Versand der lange 
Postweg entfällt. 
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